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Verordnung 

der Bundesregierung 


Zustimmungsbedürftige dringiiche Verordnung zur Änderung des 
Deutschen Teii-Zolltarifs (Nr. 15/72 — Kohle aus Beitrittsländern) 


Auf Grund des § 77 Abs. 1 Nr. 1 des Zollgesetzes 
in der Fassung der Bekanntmachung vom 18. Mai 
1970 (Bundesgesetzbl. I S. 529), geändert durch das 
Dreizehnte Gesetz zur Änderung des Zollgesetzes 
vom 8. März 1971 (Bundesgesetzbl. I S. 165), ver- 
ordnet die Bundesregierung, nachdem dem Bundes- 
rat Gelegenheit zur Stellungnahme gegeben wor- 
den ist, mit Zustimmung des Bundestages: 

§ 1 

Im Deutschen Teil-Zolltarif (Bundesgesetzbl. 1968 
II S. 1044) in der zur Zeit geltenden Fassung wird 
mit Wirkung vom 1. Januar 1973 ein neuer Anhang 


„Zollsätze gegenüber Beitrittsländern" mit der aus 
der Anlage ersichtlichen Fassung angefügt. 

§ 2 

Diese Verordnung gilt nach § 14 des Dritten Über- 
leitungsgesetzes vom 4. Januar 1952 (Bundesgesetz- 
blatt I S. 1) in Verbindung mit § 89 des Zollgesetzes 
auch im Land Berlin. 

§ 3 

Diese Verordnung tritt am Tage nach ihrer Ver- 
kündung in Kraft. 
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Anlage 

(zu § 1) 


Zollsätze gegenüber Beitrittsländern 

1, Für Waren der nachstehend aufgeführten Tarifstellen sind gegenüber dem 
Königreich Dänemark, Irland und dem Vereinigten Königreich Großbritannien 
und Nordirland (Beitrittsländer) die in Spalte 3 angegebenen „Zollsätze Bei- 
trittsländer" festgesetzt. 

2. Die Zollsätze der Spalte 3 gelten nur für Waren aus den Beitrittsländern, 
soweit für sie die Umstände, von denen eine Gemeinschaftsbehandlung ab- 
hängig gemacht wird, in der dafür vorgesehenen Weise nachgewiesen sind. 


Tarifstelle 

Warenbezeichnung 

Zollsatz ' 

Beitritts- ' 
länder ' 

Nachrichtlich **) 
Ausgangszollsatz 
(1. 1. 1972) 

1 1 

2 i 

3 , 

4 

27.01 A 

(EGKS) 

frei * 

10,— DM 
für 1000 kg 
Eigengewicht 

B 

(EGKS) 

frei * 

10,— DM 
für 1000 kg 
Eigengewicht 

27.02 A 

(EGKS) 

frei 

frei 

B 

(EGKS) 

frei 

frei 

27.04 A II 

(EGKS) 

frei 

frei 

B 

(EGKS) 

frei 

1 frei 


* unbeschadet Anmerkung 3 zu Tarifnr. 27.01 des Deutschen Teil-Zolltarifs 


**) Die Angaben in der Spalte 4 haben nur unterrichtende Bedeutung. Sie sind nicht 
Gegenstand der Beschlußfassung und werden nicht mit der Verordnung verkündet. 


Zugeleitet mit Schreiben des Bundeskanzlers vom 9. Januar 1973 • — 1/4 (IV/4) — 653 04 — Zo 65/72 — . 
Federführend: Bundesminister der Finanzen. 

Dringliche Zollvorlage gemäß § 96 a GO-BT. 

Gleichzeitig dem Herrn Präsidenten des Bundesrates gemäß § 77 Abs. 6 des Zollgesetzes übermittelt. 
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Begründung 

(zu § 1) 


(1) Am 1. Januar 1973 wird der Beitritt des König- 
reichs Dänemark, Irlands und des Vereinigten 
Königreichs Großbritannien und Nordirland zu den 
Europäischen Gemeinschaften — Europäische Wirt- 
schaftsgemeinschaft (EWG), Europäische Atomge- 
meinschaft (Euratom) und Europäische Gemeinschaft 
für Kohle und Stahl (EGKS) — wirksam (Artikel 2 
des Beitrittsvertrages vom 22. Januar 1972 ^), Arti- 
kel 2 des Beschlusses des Rates vom 22. Januar 
1972 2)). 

(2) Nach Artikel 32 Abs. 1 der dem Beitrittsvertrag 
beigefügten Akte über die Beitrittsbedingungen und 
die Anpassungen der Verträge (Beitrittsakte) ®) wer- 
den grundsätzlich die Einfuhrzölle zwischen der Ge- 
meinschaft in ihrer ursprünglichen Zusammenset- 
zung und den neuen Mitgliedstaaten sowie zwischen 
den neuen Mitgliedstaaten untereinander stufen- 
weise in fünf Etappen um jeweils 20 v. H. der Aus- 
gangszollsätze herabgesetzt; diese einzelnen Regel- 
zollsenkungen erfolgen am 

1, April 1973 
1. Januar 1974 
1. Januar 1975 
1. Januar 1976 und 
1. Juli 1977. 


Ausgangszollsatz ist der am 1. Januar 1972 tatsäch- 
lich angewandte Zollsatz. 

(3) Abweichend von dem regelmäßigen Binnenzoll- 
abbau (vgl. Absatz 2) werden nach Artikel 32 Abs. 2 
Buchst, a der Beitrittsakte die Einfuhrzölle für Kohle 
im Sinne der Anlage I des Vertrags über die Grün- 
dung der Europäischen Gemeinschaft für Kohle und 
Stahl (EGKS- Vertrag) vom 18, April 1951 ^) zwischen 
den Mitgliedstaaten mit dem Beitritt am 1. Januar 
1973 abgeschafft. 

(4) Für die dem EGKS-Vertrag unterliegenden Wa- 
ren ist die Zolltarifhoheit noch bei den einzelnen 
Mitgliedstaaten verblieben. Die sich gemäß der Ziel- 
setzung des Artikels 32 Abs. 2 Buchstabe a der Bei- 
trittsakte für die Bundesrepublik ergebenden zoll- 
tariflichen Maßnahmen gegenüber den neuen Mit- 
gliedstaaten werden zur Aufrechterhaltung der han- 
delspolitischen Einheit der EWG-Mitgliedstaaten mit 
der vorliegenden Verordnung national durchgeführt. 

(5) Preisliche Auswirkungen ergeben sich aus der 
Durchführung dieser Verordnung voraussichtlich 
nicht. 


h Bundesgesetzbl. II S. 1130 

-) Bundesgesetzbl. II S. 1140 

'‘^) Bundesgesetzbl. II S. 1144 

h Bundesgesetzbl. 1952 II S. 447 
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